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Vorgaben für die Umweltsanierung der Firma Borregaard 

 

Solothurn, 13. März 2008 – Die zunehmenden Umweltprobleme, die 

durch die Zellstoffproduktion von Borregaard Schweiz AG in Ried-

holz auftreten, führten zu einer Aussprache zwischen Bau- und Jus-

tizdirektor Walter Straumann und Volkswirtschaftsdirektorin Esther 

Gassler mit den norwegischen Inhabern und der Betriebsleitung der 

Zellstofffabrik. 

 

Die Abwassereinleitung der Firma Borregaard Schweiz AG (BCH) in die Aare 

überschreitet bis heute die genehmigten Einleitgrenzwerte. Aus verschiede-

nen Gründen konnten die Einleitgrenzwerte bis heute nicht erreicht werden. 

BCH hat zwar mehrere Massnahmen zur Verbesserung der Situation getrof-

fen, doch diese zeigten nicht den gewünschten Erfolg.  

 

Entsprechend verlangt die Regierung im Sinne eines Vertrauensbeweises von 

der Borregaard Schweiz AG, dass bereits in den Monaten März und April 

2008 mindestens 20% weniger Abwasserfracht in die Aare eingeleitet wer-

den soll als bisher. Wenn dieses Ziel erreicht wird, wird das Bau- und Justiz-

departement auf einen von BCH bis zu diesem Zeitpunkt zu erarbeitenden 

Aktionsplan eintreten. In diesem Aktionsplan soll aufgezeigt werden, wie 

die Emissionen in die Aare schrittweise auf das zulässige Mass reduziert wer-

den können. Für die Realisierung der Massnahmen wird Borregaard eine 

Frist bis Ende 2010 eingeräumt. 
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Wenn BCH vom genehmigten Betrieb CA 2000 wesentlich abweichen will, 

muss sie eine neue Umweltverträglichkeitsprüfung durchführen, welche 

Grundlage sein wird für eine umfassende Beurteilung der Umweltsituation. 

 

Nebst den Grenzwertüberschreitungen bei der Abwassereinleitung in die 

Aare sind auch solche bei den Luftemissionen und beim Lärm zu verzeich-

nen. Für die Sanierung der Schwefeldioxid-Emmissionen in die Luft wird als 

Frist Mitte Jahr 2009 festgelegt. Die Lärmemissionen müssen bis spätestens 

Ende 2009 unter den Grenzwerten liegen. 

 

 

 

 


